Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1112 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Dezember 1954 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Internationale Ab- 
kommen vom 7. November 1952 zur Erleichterung 
der Einfuhr von Warenmustern und Werbematerial 

nebst Begründung. Der französische und englische Wortlaut des 
Abkommens sowie eine deutsche Übersetzung sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 134. Sitzung am 17. Dezember 1954 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
die Vorlage keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drudt: Bonner Universitäts-Budidrudcerel Gebr. Sdieur, Bonn 



Entwurf eines Gesetzes 


Über das Internationale Abkommen vom 7. November 1952 
zur Erleichterung der Einfuhr von Warenmustern und Werbematerial 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem von der Bundesrepublik Deutschland 
am Sitz der Vereinten Nationen in NewYork 
am 12. Juni 1953 Unterzeichneten Internatio- 
nalen Abkommen vom 7. November 1952 
zur Erleichterung der Einfuhr von Waren- 
mustern und Werbematerial wird mit dem 
bei der Unterzeichnung erklärten Vor'behalt 
zu Artikel II des Abkommens zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel XI für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt audi Im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Vorbemerkung 

Die Anregung zum Abschluß des Abkommens ging von 
der InteiTicitionalen Handelskammer (I.H.K.) aus. Ihre 
Bestrebungen auf Abbau der Beschränkungen des inter- 
nationalen Handels datieren bereits aus der Zeit der Vor- 
arbeiten zu dem am 3.11 1923 in Genf Unterzeichneten 
Internationalen Abkommen zur Vereinfachung der Zoll- 
förinlichkeiten (Reichsgesetzbl. 1925 II S. 672). Da das Ge- 
biet der internationalen Handelswerbung durch das Ab- 
kommen von 1923 nur unwesentlich miterfaßt wird, be- 
schäftigte sich — wiederum auf Anregung der I.H.K. — 
der Wirtschaftsausschuß des Völkerbundes mit dem Pro- 
blem der Erleichterungen des internationalen Austausches 
von Handelsmustern und arbeitete im Jahre 1935 den Ent- 
wurf eines entsprechenden Abkommens aus, zu dessen 
Unterzeichnung und Inkraftsetzung es aber infolge des 
Ausbruchs des 2. Weltkrieges nicht mehr gekommen ist. 
Nach dem Kriege griff die I.H.K. den Gedanken des Ab- 
schliiSGcs eines Abkommens zur Erleichterung der Ein- 
fuhr von Handelsmustern erneut auf und trug ihn diesmal 
an die Vertragspartner des Allgemeinen Zoll- und Han- 
delsabkommens (GATT) heran. Auf der VI. und 
VII. GATT-Tagung in den Jahren 1951 und 1952 wurde 
(un Arbeitsausschuß gebildet, der mit der Ausarbeitung 
eines Abkommensentwurfs beauftragt wurde und dem 
auch Vertreter der Bundesrepublik Deutschland ange- 
hörten. 

Den Beratungen des Aibeitsausschusses lag der vom 
Wirtschaftsausschuß des Völkerbundes ausgearbcitetc 
Entwurf zugrunde Er wurde im Verlauf der Beratungen 
vielfach geändert und der letzten Entwicklung angepaßt. 
Das Ergebnis der Beratungen ist das jetzige Abkommen, 
das die Vollversammlung der GATT-Vertragspartner am 
7. 11. 1952 ohne Änderung billigte und dessen Wortlaut 
in der Anlage beigefügt ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland als exportinten- 
sives Land ergibt sich die Bedeutung des Abkommens aus 
der xNotwendigkeit, im Interesse der Exportförderung 
eine ständige und wirksame Werbetätigkeit auf den Aus- 
landsmärkten zu entfalten. Als Hauptwerbemittel kommt 
dubei die Bemusterung der Ware durch Proben, Muster 
und Modelle sowie durch Werbedrucke aller Art und 
durch den Werbefilm in Betracht. Die Werbung auf den 
Auslandsmärkten wird zur Zeit dadurch stark beeinträch- 
tigt, daß in zahlreichen Ländern für Werbemittel Zölle 
und sonstige Einfuhrabgaben entrichtet und bei bestehen- 
den Einfuhrverboten und -beschränkungen Einfuhr- 
bewilligungen beschafft werden müssen. 

Das Abkommen ist geeignet, die internationale Han- 
delswerbung weitgehend zu erleichtern, indem es die Mit- 
gliedstaaten verpflichtet, für eingeführte Werbemittel in 
weitem Umfang Zoll- und Einfuhrabgabenbefreiung so^wie 
die Befreiung von Einfuhrverboten und -beschränkungen 
zu gewähren. Es wird weiter helfen, das internationale 
Zoll- und Außenhandelsrecht zu vereinfachen und zu ver- 
einheitlichen. Obwohl das Abkommen nicht alle Wünsche 
der deutschen Exportwirtschaft erfüllt, wird cs zu einer 
wesentlichen Auflockerung des Verkehrs mit Waren- 
mustern und Werbematerial beitragen, zumal eine Reihe 
von Ländern ihre Gesetzgebung und Verwaltungsprak- 
tiken den Bestimmungen des Abkommens wird anpassen 
müssen. Darüber hinaus ist die deutsche Beteiligung an 
dem Abkommen ein weiterer Schritt auf dem Wege zur 
Eingliederung der Bundesrepublik in die internationale 
wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

11. Einzelbegründung des Abkommens 

Nach der Präambel ist Ziel des vorliegenden Abkom- 
mens, durch die Annahme gemeinsamer Regeln für die 
Einfuhr von Warenmustern aller Art sowie von Werbe- 
inaterial die Ausweitung des internationalen Handels zu 
erleichtern. 


Artikel I enthält die zum Verständnis des Abkommens- 
ttrxtes notwendigen Begriffsbestimmungen. Dabei wird 
klar gestellt, daß der Begriff „Einfuhrabgaben'" nicht nur 
Zölle, sondern alle bei der Einfuhr erhobenen Steuern 
und Abgaben umfaßt und nur die Gebühren ausschließt. 

Artikel II enthält die Verpflichtung für die Vertrags- 
partner, Warenmuster mit geringfügigem Wert von den 
Einfuhrabgaben zu befreien, wenn sie zum Aufsuchen von 
Aufträgen für die Einfuhr der bemusterten Ware dienen 
können. Bei mehreren Mustern in einer Sendung haben 
die Zollbehörden das Recht zu bestimmen, ob sic den 
Wert jedes einzelnen Musters oder den Gesamtwert aller 
Muster als unbeachtlich ansehen wollen, doch darf der 
Wert der Sendungen, die von dem gleichen Absender an 
verschiedene Empfänger versandt werden, nicht zusam- 
mengefaßt werden. Die Zollbehörden des Einfuhrlandes 
können ferner verlangen, daß die Muster durch beson- 
dere Kennzeichnung, Einreißen, Lochen usw. unbrauchbar 
gemacht werden. 

Um die Gefahr auszuschließen, daß gebrannter Kaffee, 
Kaffee- und Tecauszüge sowie Tabakwaren einschließlich 
des Zigarettenpapiers, die bei der Einfuhr in das Bundes- 
gebiet hohen Abgahensätzen unterworfen sind, als Muster 
von geringfügigem Wert abgabenfrei eingeführt werden 
können, hat die Bundesrepublik durch ihren Ständigen 
Beobachter bei den Vereinten Nationen bei der Unter- 
zeichnung des Ahkomniens den Vorbehalt erklären las- 
sen, daß die Vergünstigungen des Artikels II auf diese 
Erzeugnisse keine Anwendung finden. Das Schreiben des 
Ständigen Beobachters an den Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen, das die Vorbehaltserkläriing enthält, ist 
als weitere Anlage beigefügt. 

Für den Export der Bundesrepublik gewinnen die Be- 
stimmungen des Artikels II besondere Bedeutung, da die 
autonome Gesetzgebung einer Anzahl von Ländern die 
Einfuhr von Warenmustern von geringfügigem Wert mit 
beträchtlichen Einfuhrabgaben belegt, wodurch die An- 
bahnung geschäftlicher Verbindungen erheblich erschwert 
wird. 

Artikel III erleichtert die Einfuhr von Mustern mit 
I landeiswert, indem diese von den Einfuhrabgaben unter 
der Bedingung der Wiederausfuhr (innerhalb einer be- 
stimmten Frist) und der Sicherheitsleistung befreit wer- 
den. Während Artikel 10 des Genfer Abkommens zur 
Vereinfachung der Zollfürmlichkeiten vom 3. 11. 1923 die 
Vergünstigung auf Muster geringen Umfangs oder Wer- 
tes beschränkt, umfaßt der Zollvormerkverkehr gemäß 
diesem Artikel III grundsätzlich Warenmuster jeder Art 
und Menge. Lediglich für Muster von Ausrüstungsgegen- 
ständen und Fahrzeugen, deren Wert 1000 ÜS-Dollar 
übersteigt, ist zur Ausschaltung von Mißbräuchen die 
Möglichkeit einer besonderen Zollüberwachung vorge- 
sehen. 

Diese Bestimmungen haben für den Export der Bundes- 
republik ein besonderes Interesse, da sie eine Verein- 
heitlichung der zum Teil recht komplizierten Bestimmun- 
gen der Vertragspartner herbeiführen. Die Gesetzgebung 
der Bundesrepublik auf dem Gebiet der Gewerbe- 
legitimationskarte für Handlungsreisende wird durch 
Artikel III nicht berührt. 

Artikel IV sicht Einfuhrabgabenbefreiung für Werbe- 
material, wie Kataloge, Preislisten und Handelsankündi- 
gungen vor. Die Vergünstigung erstreckt sich auf Werbe- 
material für Waren sowie für Dienstleistungen auf dem 
Gebiete des Transport- oder Versicherungswesens. Trotz 
mengen- und gewichtsmäßiger Begrenzung stellt diese 
Bestimmung im Hinblick auf die in vielen Ländern be- 
stehenden größeren Beschränkungen der Einfuhr von 
Werbematerial einen erheblichen Fortschritt dar. 

Obwohl die autonomen deutschen Zollbestimmungen im 
allgemeinen eine liberale Einfuhrbehandlung von Werbe- 
material vorsehen, wird die deutsche Zollgesetzgebung 
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init dem liikratttrcten des Abk.oiiiincns lii gewissem Um- 
fange dtMi Bestiiiimiingen des Abkommens anzupussen 
sein. Unter die Zollbefreiungen des § b9, Abs. 1 Nr. 24a) 
dos Zollgesetzes vom 20.3 1939 (RGBl. 1 S. 529) wordtm 
nämlich auch folgende Werbed rucke auf zunehmen sein: 

1. Werbedrucke für Waren, die zur \"ermietimg ango- 
boten werden, und 

2. Werbedrucke für Dienstleistungen, die auf dem Ge- 
biete des Transport- oder Versicherungswosens, so- 
weit es den Mandel betrifft, cingebolen werden. 

Fiskalische Bedeutung besitzen diese^ Ergünzungen nicht. 
Ein Gosel zentwurf zur Änd(?rung des Zollgesetzes wird 
zu gegebener Zeit vom Bundesministeri um der Finanzen 
gc' sondert vorgelegt \vord(m 

Artikel V tragt den neuzeitlichen Werbcinethoden 
Rechnung, indem er solche Werbefilme (Schmalfilme) 
unter bestimmten Bedingungen im Zollvormerkverkehr 
von den Einfuhrabgaben befreit, welche die Warenart 
oder die Arbeitsweise von Maschinen, Apparaten, Instru- 
nioiiten usw. zeigen, deren Eigenschaften durch Muster 
oder Kataloge nicht hinreichend dargestellt werclcm 
können. 

A^rtikel VI ergänzt die in den vorstehemden Artikeln 
vorgesehene Ei nfuhrabgahcni befrei iing durch die gleich- 
zeilige Freistellung der Muster und dos Werbematerials 
von Einfuhrverboten und -beschränkiingcn. Bei iin Zoll- 
vorinerkverkehr eingeführten einfuhrverbotenen oder 
-beschränkten Warenmustern kann neben der Sicherheit 
für die Einfuhrabgaben auch die Fhnterlegung einer zu- 
sätzlichen Sicherheit verlangt werden. Die^ Anwendung 
der klassischen, nichtwirtschafilichen Einfuhrverbote und 
-]jc\schräiik ungern (z.B. zum Scluitze der öffentlichen Moral 
und der Gesundheit, zur Erhaltung der Pflanzenwelt 
usw.) wird durch das vorliegende Abkoinmen nicht be- 
riih rt. 

Don Restiinmungen dos Artikels VI ist insofern für die 
deutsche Export wirtschatt Bedeutung zuzumessen, als sie 
verhindern, dah der internationale Musterverkehr durch 
andere einfuhrjioli tische Mittel als Zölle beeinträchtigt 
wen den kann. 

Artikel VII verpflichtet die Vertragspartner zur weitest- 
möglichc'n Beschränkung der Förmlichkeiten bei der prak- 
tischen Anwendung des Abkommems und zur unverzüg- 
lichen Veröffentlichung dc^r zu diesem Zweck erlassenen 
Vorsch rillen. 

Artikel VIII sieht für die Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen den Vertragspartnern über die Auslegung oder 
Anwendung dos Abkommens zunächst unmittelbare Ver- 
handlungen vor. Sofern dabei eine Einigung nicht erzielt 
wird, entscheidet eine von den slreitenden Vertragspart- 
nern bestimmte Schiedsinstanz. 

ln den Artikeln IX bis XIII sind die Bestimmungen 
ü])er die Unterzeichnung, die Ratifikation, den Beitritt, 
das Inkrafttreten und die Kündigung des Abkommens so- 
wie üb('r seinen räumlichen Anwendungsbereich ent- 
halten. 

Das Abkoinmen lag am Sitz der Vereinten INationcn bis 
zuin 30,6.1953 zur Unterzeichnung auf. Es steht inter- 
essic'iicm Staaten zum Beitritt offen. Es tritt in Kraft, so- 


bald 15 Slaalen ihre katifikalions-, Annahme- oder Bei- 
trittsiirkunde beim Gcneralsc^kretär der Vereinten Natio- 
nen hinterlegt haben. 

Bis zu dem Zeitpunkt, wo es am Sitz der V^u’einten 
Nationen zur Unterzeichnung auflag, ist das Abkommen 
von Belgien, Griccheiildiid, Gvoß!)ritannen, Schweden, 
den USA und am 12. G. 1953 mit cincmi nach Artikel XIV 
zulässigen V'orbehalt zu seinem Artikel II von der Bun- 
desrepublik unterzeichnet worden. Ihren Beitritt haben 
seither Finnland, Indien, Indonesien, Pakistan und Spa- 
nien c^rklärt. 

Die Zahl der Staaten, die für das völkerrechtliche Wirk- 
sam werden des Abkommens erforderlich ist, ist somit 
noch nicht erreicht. 

Artikel XIV sieht die Möglichkeit vor, gegenüber ge- 
wissen Bestimmungen des Abkommens Vorbehalte zu 
erklären Für die Behandlung solcher Vorbehalte ist ein 
durch die Rechtsableilimg der Vereinten Nationem aiis- 
goarbeitetes Verfahren vorgesehen. 

Von der durch Artikel XIV gegebenen Möglichkeit hat 
die Bundesrepublik Gebrauch gemacht, indem sic bei der 
Unterzeichnung des Abkommens durch den Ständigem Be- 
obachter bei den Vereinten Nationen als ihren Bcvoll- 
mächligten den weiter oben in der Bc^griindiing zu Arti- 
kel 11 behandelten Vorbehalt erklärt hat. 

Artikel XV enthält die Verpflicht.Ling des Generalsekre- 
tärs der Vc;rcinten Nationen, die Signatar- und Boitrilts- 
staaten sowie alle anderen Staaten, die darum ersuchen, 
über jede Unterzeichnung, jede Ratifikation und joden 
Beitritt, über das Inkrafttreten des Abkommens, seine 
Kündigung sowie übem jede Erklärung über seinem räum- 
lichen Anwendungsbereich zu unterrichten. 

Tn der Schlußformel wird zum Ausdruck gebracht, daß 
allein der französische und englische Text des Abkom- 
mens — beide in gleicher Weise — maßgebend sind. 


III. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Zu Artikel 1: Das Abkommen bedarf, da es sich auf 
Gegenstände der Biindesgosetzgebung, nämlich das Zoll- 
weson, bezieht, gemäß Artikel 59 Abs. 2 GG der Zustim- 
mung der gesetzgebenden Körperschaften in der Form 
eines Bundesgesetzes. 

Durch Artikel 1 wird zudem fcstgostollt, daß dem Ab- 
kommen nur mit dem bei der Unterzeichnung erklärten 
Vorbc^halt zugestimml wird. 

Artikel 2 bestimmt, daß das Abkommen in innerstaat- 
liches Recht umge wandelt und mit Gesetzeskraft ver- 
öffentlicht wird. 

Der Zeitpunkt der völkerrechtlichen Wirksamkeit wird 
zu gegebener Zeit im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht 
werden. 

Artikels sieht die Erstreckung der Geltung des Zu- 
stimmungsgesetzes auf das Land Berlin vor. Die Bimdes- 
regieriing beabsichtigt, bei der Hinterlegung der Rati- 
fikationsurkunde die Erklärung abzugeben, daß das Ab- 
kommen auch für das Land Berlin gilt. 
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(Übersetzung) 


Convention Internationale 
pour faciliter Tlmportation 
des Echantillons Commer- 
ciaux et du Materiel 
Publicitaire 

LES GOUVERNEMENTS SIGNA- 
TAIRES de Id presente Convention. 

CONVAINCUS que l'adoption de 
reqles commiinos concernant l'impor- 
tdtion des echantillons de marchan- 
dises de tonte especc, qu'il s'aqisse de 
produits naturels ou d’articles manu- 
fdctiires, et du materiel publicitaire 
facilitera l'expansion du commerce 
internal ional. 

SONT CONVENUS de ce qui suit: 


A r t i c 1 e I 

Definilions 

Pour Papplication de la presente 
Convention: 

(a) le terme «droits a rimportation» 
designe les droits de douane et 
tous aiitres droits et taxes pergus 
ä rimportation ou ä l’occasion de 
rimportation ainsi que tous les 
droits d'accise et taxes interieures 
dont sont passibles les articles 
importes ä I'exclitsion toutefois 
des rodevances et impositions qui 
sont limitees au coüt approximatif 
des Services rendus et qui ne con- 
stituent pas une protection indi- 
recte des produits nationaux ou 
des laxes de caractere fiscal ä 
rimportation; 


(b) le terme «personnes» designe les 
personnes physiques ou moralcs; 

(c) les rcferences au territoire d'unc 
Partie Contractante visent son 
territoire metropolitain et tout 
autre territoire que cettc Partie 
Contractante represente sur le plan 
international et auquel s'ctcnd 
Papplication de la Convention, 
conformement a I'article XIII. 


A r t i c 1 c II 

Exoneration des droits ä rimportation 
des echantillons de valeur negligeable 

1. Chaque Partie Contractante exo- 
nerera des droits ä rimportation les 
echantillons de marchandises de toute 
espece importes sur son territoire, ä 
la condition qu'ils n'aient qu'une 
valeur negligeable et ne puissent ser- 
vir qu'ä la rechcrebe de commandes 
concernant des marchandises de 
l’especG representee par les echantil- 
lons en vue de leur importation. Pour 
determiner si les echantillons ont ou 
non une valeur negligeable, les 
autorites douanieres du territoire 
d’importation pourront tenir compte 
de la valeur de chaque echantillon 


International Convention 
to facilitate the Importation 
of Commercial Samples 
and Advertising Material 


THE GOVERNMENTS SIGNATORIES 
to the present Convention 

BELIEVINC that the adoption of 
uniform regulations reqarding the im- 
portation of samples of goods of all 
kinds (whether natural products or 
manufactured articles) and of advertis- 
ing matter will promotc the expansion 
of international trade, 

HAVE AGREED as follows: 


A r t i c I e I 

Definitions 

For the purposcs of the present Con- 

V(ml i(:)n ; 

(a) the term " Import duties" moans 
customs duties and all other duties 
and taxes payable on or in Con- 
nection with importation, and shall 
include all internal taxes and ex- 
cise duties charqcable on impor- 
ted goods, but shall not include 
fees and charges which are limited 
in amount to the approximate cost 
of Services rendered and do not 
represent an indirect protection to 
domcstic products or a taxation 
of imports for fiscal purposes; and 


(b) the term "persons" means both 
natural and Ic^gal persons : and 

(c) refercnces to the territory of a 
Contracting Party include its me- 
tropolitan territory and any terri- 
tory for whose international rela- 
tions it is responsible and to which 
the Convention extends in accord- 
ance with Article XIII. 


A r t i c 1 e TI 

Exeniption from Import duties 
for samples of negligible value 

1. Each Contracting Party shall 
exempt from Import duties samples of 
goods of all kinds iinported into its 
territory, provided such samples are 
of negligible value and are only to be 
usecl for soiieiting Orders for goods of 
the kind represented by the samples 
with a view to their importation. In 
determlning whether samples are of 
negligible value, the customs authorities 
of the territory of importation may 
consider the values of individual 
samples or the aggregate value of all 
the samples in one consignment. The 
values of consignments sent by a con- 


Internationales Abkommen 
zur Erleichterung der Ein- 
fuhr von Warenmustern 
und Werbematerial 


DIE REGIERUNGEN DER SIGNA- 
TARSTAATEN dieses Abkommens 
haben 

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die 
Annahme gemeinsamer Regeln tiir die 
Einfuhr von Mustern von Waren aller 
Art, gleichviel ob von Nciturerzeugnis- 
sen oder Fertigwaren, sowie von 
Werbeinaterial die Ausweitung des 
internationalen Handels erleichtern 
wird, 

FOLGENDES VEREINBART: 


Artikel I 
Begriffsbestimungen 

Im Sinne dieses Abkommens 

(a) werden mit dem Ausdruck „Ein- 
fuhrabgaben“ die Zölle und aile 
anderen Steuern und Abgaben be- 
zeichnet, die bei der Einfuhr oder 
aus Anlaß der Einfuhr erhoben 
werden, sowie alle Verbrauch- 
steuern und inneren Abgaben, 
(lenen die eingefühilcn Waren 
unter! i(vjen; ausgenommen hier- 
von sind jedodi die Gebühren und 
Abgaben, die auf die ungefähren 
Kostern für gehüslete Dienste be- 
sclnankt sind und die keinen mit- 
telbaren Schutz der einheimischen 
Erzeugnisse od(^r keine Besteue- 
rung fiskalischen Charakters bei 
der Einfuhr darstellen; 

(b) werden mit dom Ausdruck „Per- 
sonen" alle natürlichen oder juri- 
stischen Personen bezeichnet; 

(c) erstreckt sich die Bezugnahme auf 
das Gebiet eines Vertragspartners 
auf sein Mutterland und auf jedes 
andere Gebiet, das dieser Ver- 
tragspartner völkerrechtlich ver- 
tritt und auf welches das Abkom- 
men gemäß Artikel XIII angewen- 
det wird. 

Artikel II 

Befreiung von Einfuhrabgaben für 
Muster mit geringfügigem Wert 

1. Jeder Vertragspartner befreit 
Muster von Waren aller Art, die in 
sein Gebiet eingeführt werden, von 
den Einfuhrabgaben, vorausgesetzt, 
daß sie nur einen geringfügigen Wert 
besitzen und nur zum Aufsuchen von 
Aufträgen für die Einfuhr der bemu- 
sterten Waren dienen können. Für die 
Feststellung, ob die Muster von ge- 
ringfügigem Wert sind, können die 
Zollbehörden des Einfuhrlandes den 
Wert jedes einzelnen Musters oder den 
Gesamtwert aller der gleichen Sen- 
dung angehörenden Muster zugrunde 
legen. Der Wert der einzelnen Sen- 
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coiisiuere individuelkMuent ou de la 
valeur totale de tous les echanlillons 
faisarit partie d'un meme eiivoi. La 
valeur des envois expedies par le 
meme expediteur ä des destinataires 
differents ne sera pas totalisee pour 
l'application du present paraqraphe, 
alors meme que ces envois seraient 
importes simultanenient. 

2. Les autoriles douanieres du 
territoire d'importation poiirront exiger 
que, pour pouvoir beiieficier de 
l'exoneralion des droits ä Timporta- 
tion conformemeiit au paraqraphe 1 
du present article, les echanlillons 
soient rendus inutilisables comme 
marchandises par marquage, lacera- 
tion, Perforation ou autrement sans 
toLitcdois que cette Operation puisse 
avoir pour effet de leur faire perdre 
ieur qualite d’echantillons. 


Article III 

Admission d'autres echanlillons 
en franchise lemporaire des droits 
ä rimportation 

Pour Tapplication du present article, 
le terme «echanlillons» designe les 
ai ticles qui sont representatifs dune 
categorie determinee de marchandises 
deja produites ou qui sont des mode- 
les de inarchendises dont la fabrica- 
tiori est envisagee, ä la condition: 

(a) qu'ils appartieniient a une personue 
etablie a l'etranger et qu’ils soient 
importes dans le seid biit d'ctre 
presentes ou de faire l'objet d’une 
demonstration dans le territoire 
d'importation, en vue de recher- 
eher des commandes de marchan- 
dises qui seront expediees de 
l'etranger; 

(b) qu’ils ne soient ni vendus, ni 
affectes ä leur usage normal sauf 
pour les besoins de la demonstra- 
tion, ni utilises de quelque 
maniere que cc soit en location 
ou contre remuneration pendant 
leur sejour dans le territoire 
d'importation; 

(c) qu'ils soient destines a etre reex- 
portes en temps utile, et 

(d) qu'ils soient susceptibles d'etre 
identifies lors de leur reexporta- 
tion; 

a rexclusion des articles identiques 
introduits par la meine personne ou 
expedies au meine destinataire en 
quantites telles que, pris dans leur 
ensemble, ils ne constituent plus des 
echantillons selon les usages normaux 
du commerce. 

2. Los echantillons passibles de 
droits ä l'importation, importes du 
territoire dune Partie Contractante, 
avec ou sans l’intervention d'un 
Voyageur de commerce, par des per- 
sonnes etablies sur le territoire d une 
Partie contractante quelconque seront 
admis en franchise temporaire des 
droits ä l’importation sur le territoire 
de chacune des Parties Contractantes 
moyennant consignation du montant 
des droits a Limportation et des autres 
sommes eventucllement exigibles ou 
engagement cautionne garantissant 


Signor to different coiisignees shall 
not be aggregated for the purpose of 
this Paragraph even though the con- 
signmeiits are imported at the same 
time. 


2. The customs authorities of tlie 
territory of importation may require 
tliat, as a condition of their being 
exempted from Import duties in accord- 
aiice with paragraph 1 of this Article, 
samph^s shall be inade useless as 
merchandise by marking, tearing, Per- 
foration or other treatment, but not, 
however, so as to destroy their iise- 
fulness as samples. 


Article III 

Temporary duty-free admission 
of other samples 

1. For the purpose of this Article 
the term "samples" nnmns articles 
which are representative of a particular 
Cdtegory of goods already prodiiced 
or are examples of goods the product- 
ion of which is contemplated, on con- 
dition that they: 

(a) are owned abroad and are impor- 
ted solely for the purpose of being 
shown or demonstrated in the ter- 
ritory of importation for the soli- 
citing of Orders for goods to be 
supplied from abroad; and 


(b) are not sold or put to normal uso 
except for purposes of demonstra- 
tion or used 4n any way for hire 
or reward while in the territory 
of importation; and 


(c) are inteiided to be re-exported in 
due coursc; and 

(d) are capable of ideiitification on 
re-exportation; 

but does not include identical articles 
brought in by the same individual, or 
sent to a single consignee, in such 
quantity that, taken as a wholc, they 
no longer constitute samples under 
ordinary commercial usage. 

2. Samples which are chargeable 
with Import duties shall, when import- 
ed from the territory of another con- 
tracting party, with or without the 
iiitmvention of a commercial traveller, 
by persons established in the territory 
of any Contracting Party, be tempo- 
rarily admitted into the territory of 
any of the Contracting Parties free of 
Import duties, subject to the amount 
of the Import duties and any other 
amount that may be payable being 
deposited or security being given for 
payment if necessary. Any deposits 


düngen, die von dem gleichen Absen- 
der an verschiedene Empfänger ver- 
sandt werden, darf hierbei nicht zu- 
sainmengcfaßt werden, selbst wenn die 
Sendungen gleichzeitig eingoführt 
werden. 


2. Die Zollbehörden des Einfuhr- 
landes können die Befreiung von den 
Einfuhrabgaben nach Ziffer 1 dieses 
Artikels davon abhängig machen, daß 
die Muster durch Kennzeichnen, Ein- 
reißen, Durchlochen oder auf diid(U'o 
Weise als Waren unbrauchbar gemacht 
werden, ohne daß sie jedoch hierdurch 
ihre Eigenschaft als Muster verlieren. 


Artikel III 

Einfuhr anderer Muster 
im Zollvormerkverkehi 

1. Im Sinne dieses Artikels werden 
mit dem Ausdruck „Muster" Gegen- 
stände bezeichnet, die eine bestimmte 
Art bereits hergestellier Waren dar- 
stellen oder die Modelle von Waren 
sind, deren Herstellung vorgesehen 
ist, unter der B(;dingung, 

(a) daß sie einer im Ausland ansässi- 
gen Person gehören und nur oin- 
geführt werden, um Ausstellungs- 
oder Vorführzwecken im Einfuhr- 
landc zu dienen mit dem Ziel, Auf- 
träge für Waren aiifzusuchen, die 
aus dem Ausland geliefert werden 
sollen; 

(b) daß sie, solange sie sich im Ein- 
fuhrland befinden, weder verkauft 
noch außer zu Vorführzwecken 
ihrem normalen Gebrauch ziige- 
flihrt noch in irgendeiner Weise 
verwendet werden, gleichviel ob 
gegen Vermietung oder gegen eine 
sonstige Vergütung; 

(c) daß sie dazu bestimmt sind, zu 
gegebener Zeit wieder ausgeführt 
zu werden, und 

(d) daß ihre Nämlichkeit bei der 
Wiederausfuhr festgestellt werden 
kann; 

ausgenommen hiervon sind jedoch 
gleichartige Erzeugnisse, die in solchen 
Mengen von derselben Person einge- 
führt oder an denselben Empfänger ge- 
sandt werden, daß sie insgesamt ge- 
sehen keine Muster im handelsüblichen 
Sinne mehr darstellen. 

2. Muster, die Einfuhrabgaben unter- 
liegen, werden bei ihrer Einfuhr aus 
dem Gebiet eines Vertragspartners 
durch Personen, die im Gebiet irgend- 
eines Vertragspartners ansässig sind, 
im Gebiet jedes Vertragspartners zum 
Zollvormerkverkehr abgefertigt, wenn 
der Betrag der Einfuhrabgaben und 
andere etwa geschuldete Beträge hin- 
terlegt werden oder wenn Sicherheit 
für deren etwaige Zahlung geleistet 
wird; hierbei ist es unerheblich, ob die 
Einfuhr mit .oder ohne Einschaltung 
eines Handlungsreisenden erfolgt. Die 
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leiir pciieinent eventael. Les sojiimes 
consignees (a l'exception de ceDes 
qui pourraient etre exigees eii vertu 
de l'article VI de la presente Conven- 
tion) ne devront pas cependant depas- 
ser ]e montant des droits ä Timporta- 
tion majore de 10°/o. 

3. Pour beneficier des facilites pre- 
viies par le present articie, les per- 
sonnes interessees devront se con- 
former aux lois et rcglemcnts edictes 
en la matiere par les autorites du 
territoire d’importation et aux forma- 
lites douanieres en vigueur dans ce 
territoire. En ce qui concerne les 
materiels industriels et agricoles et 
les vehicules de transport, dont la 
Valeur en douane excede 1000 S des 
Etats-Unis (ou Icur contrevaleur en 
une autre monnaie), les importateurs 
pourront etre tenus de declarer les 
iieux de destination de ces materiels 
et vehicules ; en outre, ils pourront 
etre invites, par les autorites douanie- 
rcs du pays d'importation, ä faire la 
preuve, ä tout nioment, que ces 
materiels ou vehicules se LiuLivent 
dans les lieux declares. Les autorites 
douanieres du pays d'irnportation 
pourront sceller ces materiels et 
vehicules ou empecher leur fonc- 
tionnement d’une autre tagon, pen- 
dant le delai fixe pour l'admission en 
franchise temporaire, et limiter les 
Iieux ou ils pourront fonctionner 
pour les besoins de la demonstration. 


4. En regle generale, les autorites 
douanieres du pays d'irnportation 
devront considerer comme süffisantes 
pour l'identification ulterieure des 
echantillons les marques qui y auront 
ete apposees par les autorites douan- 
ieres d'une Partie Contractante ä la 
condition que ces echantillons soient 
accompagnes d'une liste descriptive 
certifiee cxacte par les autorites 
douanieres de cette Partie Contrac- 
tante. Des marques supplementaires 
ne devront etre apposees sur les 
echantillons que dans le cas seulement 
oü les autorites douanieres du pays 
d'irnportation l'estimeraient necessaire 
pour assurer Pidentification des 
echantillons lors de leur reexportalion. 
Les marques apposees sur les echan- 
tillons ne devront pas les rendre 
inutilisablcs. 

5. Le delai fixe pour la reexporta- 
tion des echantillons qui beneficicront 
de l'exoneration des droits ä l'impor- 
tation prevLie par le present articie, 
ne devra pas etre inferieur ä six mois. 
Apres l'expiration du delai fixe pour 
la reexportation, les droits a l'impor- 
tation et les autres soinmes eventuelle- 
ment exigibles pourront etre pergus 
sur les echantillons qui n'auront pas 
ete recxportes. Ils pourront etre ega- 
lement pergus, sans attendre l'expira- 
tion de ce delai, sur les echantillons 
qui cesseront de repondre aux condi- 
tions fixeOs par le paragraphe 1 du 
present articie. 

6. Lors de la reexportation, dans le 
delai fixe, des echantillons Importes 
dans les conditions prevues par le 
present articie, le remboursement des 
sommes consignees ou la liberation de 


taken (olher than those required in 
virtue of .A.rticle VI of this Convention) 
shall not, however, exceed the amount 
of the Import duties by more than 10 
per Cent. 


3. To obtain the facilities provided 
for in this Articie, the persons con- 
cerned must coinply with the relevant 
laws and regulations prcscribed by the 
autliorities of the territory of impor- 
tation and the customs formalities in 
force in that territory. As regards 
vehicles and industrial and agricultural 
machinery or equipment of a value for 
customs purposes exceeding 1,000 Uni- 
ted States dollars (or the equivalent in 
üther currencies), importers may be 
required to declare the place of desti- 
nation of such machinery, equipment or 
vehicles; they may also be required 
by the customs authorities of the coun- 
try of importatioii to establish, at any 
time, that the machinery, equipment or 
vehicles are at the declared places. 
The customs authorities of the country 
of importation may seal such machinery, 
equipment or vehicles or otherwise 
prcclude their Operation during the 
time in wliich temporary dutyfree ad- 
mission is allowed and limit the places 
where these goods may be operated 
for demonstration purposes. 


4. The customs authorities of the 
territory of importation shall, as a 
general nile, recognize as sufficient for 
the future Identification of samples the 
marks which have been affixed by the 
customs authorities of a Contracting 
Party, provided that the said samples 
are accompanied by a descriptive list 
certified by the customs authorities of 
the latter Contracting Party. Additional 
marks may be affixed to the samples 
by the customs authorities of the terri- 
tory into which they are imported only 
if they are necessary, in the opinion 
of those authorities, to ensure the 
identification of the samples on re- 
exportation. Any mark affixed to samp- 
les shall not be such as to destroy their 
usofulness. 


5. The period allowed for ref-expor- 
tation of samples which qualify for 
exemption from import duties under 
this Articie shall be not less than six 
months. When the period allowed for 
re-exportalion has expired, the amount 
of the import duties and any other 
amount due may be charged on samp- 
les which have not been re-exported. 
These amounts may also be charged, 
before the expiry of the period, on 
samples which cease to satisfy the 
conditions of paragraph 1 of this 
Articie. 


6. On the re-exportation within the 
permitted time of samples imported 
under this Articie, the refund of any 
amount deposited or the release of 
any security given on importation in 


hinterlegten Beträge (mit Ausnahme 
derjenigen, die auf Grund des Artikels 
VI dieses Abkommens gefordert wer- 
den können) dürfen jedoch den Betrag 
der Einfuhrabgaben zuzüglich 10 vom 
Hundert nicht überschreiten. 

3. Um in den Genuß der in diesmu 
Artikel vorgesehenen Erleichterungen 
zu gelangen, müssen sich die betei- 
ligten Personen nach den von den Be- 
hörden des Einfuhrlandes erlassenen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
und nach den im Einfuhrlande gelten- 
den Zollförnilichkeiten richten. Bei Aus- 
rüslungsgegenständen für gewerblidre 
und landwirtschaftliche Betriebe sowie 
bei Beförderungsmil lein, deren Zollwcrt 
1000 US Dollar (oder deren Gegenwert 
in einer anderen Währung) übersteigt, 
können die Einführer verpflichtet wer- 
den, die Bestimmungsorte dieser Aus- 
rüstungsgegenstände und Beförde- 
rungsmittel anzumelden; außerdem 
können sie von den Zollbehörden des 
Einfuhrlandes aufgefordert weiden, 
JeueiziuL den N^adiweis zu erbringen, 
daß sich diese Ausrüstimgsgegen- 
stände oder Beförderungsinittel an den 
angemeldeten Orten befinden. Die 
Zollbehörden des Einfuhrlandes können 
während der für den Zollvormerkver- 
kehr festgesetzten Frist diese Aus- 
rüstungsgegenstände und Beförde- 
rungsmittel plombieren oder auf andere 
Weise ihre Inbetriebnahme verhindern 
und die Zahl der Orte beschränken, an 
denen sie für Vorführzwecke in Be- 
trieb genommen werden dürfen. 

4. Die Zollbehörden des Einfuhr- 
landes haben die Kennzeichen, die von 
den Zollbehörden eines Vertragspart- 
ners auf den Mustern angebracht wor- 
den sind, grundsätzlich als ausreichend 
für die spätere Feststellung der Näm- 
lichkeit der Muster unter der Bedin- 
gung anzuerkennen, daß diese von 
einem durch die Zollbehörden dieses 
Vertragspartners als richtig bescheinig- 
ten Musterpaß begleitet sind. Zusätz- 
liche Kennzeichen dürfen auf den Mu- 
stern nur dann angebracht werden, 
wenn die Zollbehörden des Einfuhr- 
landes sie für notwendig halten, um 
die Feststellung der Nämlichkeit der 
Muster bei ihrer Wiederausfuhr sicher- 
zustellen. Die Muster dürfen durch die 
angebrachten Kennzeichen als solche 
nicht unbrauchbar gemacht werden. 

5. Die festgesetzte Wiederausfuhr- 
frist für die Muster, für welche die in 
diesem Artikel vorgesehene Befreiung 
von den Einfuhrabgaben gilt, darf nicht 
weniger als sechs Monate betragen. 
Nach Ablauf der für die Wiederaus- 
fuhr festgesetzten Frist können die 
Einfuhrabgaben und die sonstigen 
etwa geschuldeten Beträge für die 
Muster, clie nicht wieder ausgeführt 
worden sind, erhoben werden. Sie 
können auch vor Ablauf dieser Frist 
für diejenigen Muster erhoben werden, 
die den in Ziffer 1 dieses Artikels fest- 
gesetzten Bedingungen nicht mehr ent- 
sprechen, 

6. Bei fristgemäßer Wiederausfuhr 
der gemäß den Bedingungen dieses 
Artikels eingeführten Muster wird die 
Rückzahlung der hinterlegten Beträge 
oder die Freigabe der bei der Einfuhr 
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lü Ccuition füiirnio au nioment de 
rimportation cn vertu du paragraphe 2 
de ce meme article, sera effectue sans 
retard aupres de Tun des bureaux de 
doLiane situcs a la fronliere ou ä 
l interieiir du territoire qui aiiront ete 
habililes ä cct effet, soiis reserve, Ic 
cas cdieant, de la dediiction des droits 
et dos aut res sommes atferents aux 
echantillons qui n'auraient pas ete 
presentes en vue de leur reexporta- 
tiou. Dans certaines circonstances 
speciales, les depöts pourront etre 
cependant rcstitues d'une autre 
inanierc, ä la condition que cette 
rostitütion ait licu rapideincnt. Chaqiie 
Partie Contractante piibliera une liste 
des bureaux de douane habilites pour 
ces operations. 


Article IV 

Importation de materiels publicitaires 
en francliise des droits ä l'importation 

1. Chaque Partie Contractante exo- 
nerera des droits ä l'importation les 
cataloques, prix courants et notires 
comtnercialc^s se rapportant 
(ti) ä des marebandises mises en vente 
ou en location, ou 


(b) a des prestations de Services Of- 
fertes eii maticre de transport ou 
d'assuranct' conimerciale 


par une persoiine etablie sur le terri- 
toire d'une autre Partie Contractante, 
lorsque (es dociunents seroiit Impor- 
tes (tu territoire d'une Partie Contrac- 
tante qiielconque a la condition que 
chaqiH' envoi: 

(i) ne seit coinpose que d'un seul 
document, ou 

(ii) comprennc qu'un seul exem- 
plaire de chaque document, s’il 
est compos(3 de plusienrs docu- 
mciits, ou 

(iii) ne clepasse pas le poids brut de 
1 Kg. quel que soit le nombre des 
docuimmls et des exemplaires. 

L'envoi sim u Itane d'un certain nombre 
de colis a ditfeients dcstinataircs dans 
le territoire d'importation ne sera pas 
de nature n priver cos colis de l'ex- 
oneration si chaque destinataiie ne 
recoit qu'un seul colis. 

2. Nonobstant les dispositions du 
paragraphe premier du pr{i!sent article, 
une Partie Contractante ne sera pas 
teiiue d'exonerer des droits ä l'impor- 
tation sur son territoire; 

(a) les catalogues, prix courants et 
noticGs cominerciales qui ne por- 
tent pas, de faqon apparente, le 
nom de l'entreprise etrangere qui 
produit, qui vend ou qui loiie Ics 
marcdiandises ou qui offre les 
prestations de Services en matiere 
de transport ou d’assiirance com- 
merciale, auxquelles se rapportent 
ces catalogues, prix courants ou 
notices commcrcialcs; 


accordancc with paragraph 2 ol this 
Article shall bc effected w ithout delay 
at any of the custonis Offices situated 
at the frontier or in the inferior of the 
territory which possesses the neccs- 
sary authority, subjcct to the dediict- 
ion of the diities and any other amoiint 
payable on samplcs not produced for 
re-exportation. When special circum- 
stances exist deposits may, however, 
be returned by other nieans, provided 
the roturn is effected promptly. Dach 
Contracting Party shall publish a list 
of the customs Offices on which the 
said authority has been conferr 'd. 


Article IV 

Duty-free admission 
of advertising Material 

1 . Each Contracting Party shall 
exempt from Import duties catalogues, 
price-lists and trade notices relating to: 

(a) goods offered for sak^ or hirc; or 


(b) transport or commercial insiirance 
Services offered 


by a person established in the terri- 
tory of another Contracting Party, 
when such clocuments are imported 
from the territory of any Contracting 
Party, provided that each consignment 
imported either: 

(i) consists of not more than one 
document; or 

(ii) if it consists of more tluin one 
document, does not include more 
than one copy of any one docu- 
ment; or 

(iii) irrcspective ofthe number of docu- 
ments or copies, does not oxceed 
1 kilogram in gross weight. 


Simultaneous despatch of a number of 
consignments to different addresses in 
the territory of importation shall not 
debar#such consignments from this 
exemption, provided that not more 
than one consignment is sent to any 
one consignee. 

2. Notwithstanding paragraph 1 of 
this Article, a Contracting Party shall 
not be obliged to exempt from Import 
duties on importation into its territory: 

(a) catalogues, price-lists and trade 
notices which do not clearly indi- 
cate the name of the foreign con- 
cern producing, selling or renting 
the goods, or offering the transport 
or commercial Insurance Services, 
to which such catalogues, price- 
lists or trade notices relate; or 


auf Crund von Ziffer 2 dieses Artikels ge- 
leisteten Sicherheit unverzüglich durch 
jede dazu befugte Grenz- oder Binnen- 
zollstelle vorgenommen; dabei werden 
gegebenenfalls die Abgaben und ande- 
ren Beträge für solche Muster einbe- 
halt(m, die nicht zur Wiederausfuhr 
gestellt worden sind. In gewissen Son- 
derfällen können die Hinterlegungen 
auch in anderer Weise ziirückgegeben 
werden, sofern dies beschleunigt ge- 
schieht. Jeder Vertragspartner ver- 
öffentlicht ein Verzeichnis der Zoll- 
stellon, die zur Vornahme dieser Hand- 
lungen befugt sind. 


Artikel IV 

Einfuhr von Werbematerial unter 

Befreiung von den Einfuhrabgaben 

1. Jeder Vertragspartner wird Ka- 
taloge, Preislisten und Handelsankün- 
digimgcn für 

(a) * Waren, die von einer im Gebiet 

eines anderen Vertragspartners 
ansässigen Person zum Verkauf 
oder zur Vermietung angebolen 
werden, oder 

(b) Dienstleistungen, die von einer 
solchen Person auf dem Gebi(üe 
des Transportwesens oder des 
Versicherungswesens im Handels- 
verkehr angeboten werden, 

von den Einfuhrabgaben befreien, wenn 
diese DriicAschriften aus dem Gebiet 
irgendeines Vertragspartners unter 
der Bedingung eingeführt werden, daß 
jede S ('11 düng 

(i) nur aus einer einzigen Druckschrift 
besteht oder, 

(ii) falls sie verschiedene Druckschrif- 
ten umfaßt, nur je ein Exemplar 
jeder Druckschrift enthält oder 

(iii) ohne Rücksicht auf die Zusammen- 
setzung der Druckschriften und die 
Anzahl der Exemplare 1 kg Roh- 
gewicht nicht übersteigt. 

Der gleichzeitige Versand mehrerer 
Packstücke an verschiedene Empfänger 
im Einfuhrland hat nicht zur Folge, 
daß diese Packstücke von der Ahgaben- 
befreiimg ausgeschlossen worden, falls 
jeder Empfänger nur ein einziges Pack- 
stück erhält. 

2. Unbeschadet der Bestimmungen 
in Ziffer 1 dieses Artikels ist ein Ver- 
tragspartner nicht verpflichtet, bei der 
Einfuhr in sein Gebiet Abgabenbelrei- 
ung zu gewähren für 

(a) Kataloge, Preislisten und Handels- 
ankündigungen, die nicht deutlich 
den Namen des ausländischen 
Unternehmens tragen, das die 
Waren erzeugt, verkauft oder ver- 
mietet oder das die Dienstleistun- 
gen auf dem Gebiet des Transport- 
wesens oder des Versicherungs- 
wesens im Handelsverkehr an- 
bietet, auf die sich die Kataloge, 
Preislisten oder Handclsankündi- 
gimgen beziehen; 
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(b) los cate\logues, prix courants et 
notices commerciales qui sont 
declares, pour la mise a la con- 
soiniiidtion, aiix autorites douanie- 
res du torritoire d’importation, 
on paquets groiipes pour etie 
onsuite expedies a des deslina- 
taircs disliiicts siir ce Lerritoirc. 


A r L i c 1 e V 

Admission des films publicataires 
en fraiicliise tempoiaire des droits 
ä l'importation ^ 

Sous les conditions fixees par 
i'article lll de la presente Convention, 
diaque Partie Contractanle accordera 
les facilites prevues par cet article 
aiix films cinematographiques posi- 
tifs, de caractcre publicitaire, d'une 
largeur ne depassant pas 16 mm., 
lorsqu’il sera etabli, a la satisfaction 
des autorites douanieres, qu'il s'agit 
de films reproduisant essentiellemcnt 
des phoLögrapliies (avec ou sans band 
sonore) montrant la natüre ou le 
fonctionnement de produits ou de 
materiels dont les qualites ne peuvent 
ctrc convenablement demontrees par 
dos echantillons ou des catalogues, a 
la condition quc ccs films: 

(a) so rapportent ä des produits ou 
materiels mis en vente ou en 
location par une personne etablie 
siir le territoire d'une autre Par- 
tie Contractante; 

(b) 'soient de nature ä etre presentes 
d des clients eventuels et non 
dcins des salles publiques, et 

(c) soient importes dans un colis ne 
contenant pas plus d'une copie de 
chaque film et ne faisant pas 
partie d'un envoi de films plus 
important. 


Article VI 

Derogation temporaire 
aux prohibitions et restrictions 

1. Aucune Partie Contractante n'ap- 
pliquera de prohibitions ou restrictions 
d’importation (autres que les droits ä 
l'importation), que l'application en 
süit faite au moyen de contingents, de 
liccnccs d'importation ou d'autres 
procedes, sur les marchandises en pro- 
venance du territoire d'une autre 
partie contractante: 

(a) qui beneficieront de l'exoneration 
des droits a l'importation en vertu 
des dispositions des articles II ou 
IV de la present Convention (ou 
qui en beneficieraient si eiles 
etaient passibles de droits); ou 

(b) qui seront admises en franchise 
temporaire en vertu des disposi- 
tions des articles III ou V de la 
presente Convention (ou qui bene- 
ficieraient de cette franchise si 
elles etaient passibles de droits); 

pourvLie que l'importation de ces mar- 
chandises ne donne naissance ä aucun 
paiement sauf pour le regiement du 


(b) catalogues, price-lists and trade 
notices which are entered to cu- 
stoms in the territory of importa- 
tion in packets grouped together 
für subsequent despatch to separate 
addresses in Ihat territory, 


Article V 

Temporary duly-free admission 
of advertising films 

Each Contracting Party shall accord 
the facilities provided by Article III 
of' the present Convention, subject to 
the conditions laid down in that 
Article, to positive cinematograph ad- 
vertising films of a width not exceeding 
16 mm shown to the satisfaction of 
its customs aiithorities to consist essen- 
tially of photographs (with or without 
sound track) showing the nature or 
Operation of products or equipmeril 
whose qualities cannot be adequately 
demonstrated by samples or catalo- 
giios, provided that the films: 


(a) relate to products or equipment 
offered for sale or for hire by a 
person established in the territory 
of another Contracting Party; and 


(b) are of a kind suitable for exhibi- 
tion to prospective customers but 
not for general exhibition to the 
public; and 

(c) are imported in a packet which 
contains not more than one copy 
of each films and which does not 
form part of a larger consignment 
of films. 


Article VI 

Temporary waiver of Import 
prohibitions and restrictions 

1. No Contracting Party shall apply 
Import prohibitions or restricitions 
(other than Import duties), whether 
made effective through quotas, Import 
licences or other measures, on the 
importation from the territory of 
another Contracting Party of goods: 


(a) which qualify (or would qualify 
if they were dutiable) for exemp- 
tion from Import duties by virtue 
of the provisions of Article II or 
Article IV of this Convention; or 

(b) which qualify (or would qualify 
if they were dutiable) for tem- 
porary duty-free admission by vir- 
tiie of the provisions of Article III 
or Article V of this Convention; 


provided that the importation of such 
goods does not give rise to any pay- 
ment other than for freight or insu- 


(b) Kataloge, Preislisten und Handels- 
ankündigungen, die bei den Zoll- 
behörden des Einfuhrlandes in 
Sammelsendungen zum freien Ver- 
kehr angemeldet werden, um da- 
nach an verschiedene Empfänger 
in diesem Gebiet weitorversandt 
zu werden. 


Artikel V 

Einfuhr von Werbefilmen 
im Zoiivormerkverkehr 

Unter den in Artikel III die- 
ses Abkomirieiis festgesetzten Bedin- 
gungen gewährt jeder Vertragspartner 
die in diesem Artikel vorgesehenen 
Erleichterungen für kinematographi- 
sche Positiv-Filme mit Werbecharakter, 
deren Breite 16 mm nicht überschreitet, 
wenn den Zollbehörden gegenüber der 
Nachweis erbracht wird, daß es sich um 
Filme handelt, die im wesentlichen 
Photographien (mit oder ohne Ton- 
streifen) wiedergeben, welche die Art 
von Erzeugnissen oder die Arbeits- 
weise von Betriebsausrüstungsgegen- 
ständen zeigen, deren Eigenschaften 
durch Muster oder Kataloge nicht aus- 
reichend dargestellt werden können. 
Dabei ist Bedingung, daß diese Filme 

(a) sich auf Erzeugnisse oder Betriebs- 
ausrüstungsgegenstände beziehen, 
die von einer im Gebiet eines 
anderen Vertragspartners ansässi- 
gen Person zum Verkauf oder zur 
Vermietung angeboten werden, 

(b) ihrer Art nach nur für Vorführun- 
gen vor etwaigen Kunden, nicht 
aber für öffentliche} Vorführungen 
geeignet sind und 

(c) in einem PacksLück eingeführl wer- 
den, das nur eine Kopie jedes 
Films enthält und nicht zu einer 
größeren Sendung von Filmen 
gehört. 


Artikel VI 

Vorübergehende 

Freistellung von Einfuhrverboten 
und -beschränkungen 

1. Kein Vertragspartner wird Ein- 
fuhrverbote oder -beschränkungen 
(außer Einfuhrzöllen), gleichviel ob die 
Durchführung mittels Kontingenten, 
Einfuhrbewilligungen oder auf ande- 
rem Woge erfolgt, auf Waren aus dem 
Gebiet eines anderen Vertragsparlncrs 
anwenden, 

(a) die eine Einfuhrabgabenbefreiung 
auf Grund der Bestimmungen der 
Artikel II oder IV dieses Abkom- 
mens genießen (oder genießen 
würden, wenn sie abgabenpflich- 
tig wären), oder 

(b) die auf Giund der Bestimmungen 
der Artikel III oder V dieses Ab- 
kommens zum Zoiivormerkver- 
kehr zugelassen werden (oder die 
für diesen Verkehr in Betracht 
kämen, wenn sie abgabenpflichtig 
wären). 

Voraussetzung ist, daß die Einfuhr die- 
ser Waren keine Zahlung zur Folge hat 
außer der Begleichung der Fracht und 
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fret et des assurdiices ou pour celui 
des Services rendus dans le territoire 
d'importation par une personnc elablie 
dans ce territoire. 

2. En ce qui concerne les marchan* 
dises qui beneficieront de radinission 
cn franchise temporaire cn vertu des 
dispositions des articles 111 ou V de la 
presente Convention (ou qui en bene- 
ficieraient si ellcs etaient passibles de 
droits), la Suspension des prohibitions 
ou restrictions d’importation ne s’ap- 
pliquera que peiidant la periode ou 
l’admission en franchise temporaire 
est autorisee (ou serait autorisee si 
ces marchandises etaient passibles de 
droits), Dans le cas oü ces marchan- 
dises ne seraient pas reexportees 
pendarit la periode oü l'applica- 
tion des prohibitions ou restric- 
tions est suspendue en vertu du para- 
qraphe 1 du present article, les auto- 
rites du pays d'importation pourront 
prendre les mesures qui auraient ete 
appliquees si les prohibitions ou les 
restrictions a l’importation n’avaient 
pas ete suspendues. Les autorites du 
territoire d'importation pourront exiger 
a cet effet des garanties appropriees, 
tel que le depöt d'im cautionnement 
special distinct de celui destine a 
garantir le paiement des droits a Lim- 
portation. 

3. Les dispositions de la presente 
Convention nempeeheront pas une 
Partie contractante d'appliquer des 
prohibitions oii des restrictions d'im- 
portation: 

(a) necessaires pour la protection de 
la moralite publique ou des in- 
terets essentiels de la securite; 

(b) necessaires a la protection de la 
sante et de la vie des personnes 
et des animaux ou a la preserva- 
tion des vegetaux; 

(c) se rapportant ä Limportation de 
l’or ou de l'argent; 

(d) necessaires pour assurer l'appli- 
cation des lois et reglements qui 
ont trait a l'application des me- 
sures douanieres, au maintien en 
vigueur des monopoles d’Etat et 
ä la protection des brevets, mar- 
ques de fabrique et droits 
d'auteurs et de reproduction,- 


(e) necessaires pour empecher les 
pratiques de nature a induire en 
erreur; 

(f) se rapportant aux articles fabri- 
ques dans les prisons; 

(g) necessaires pour l’application de 
normes ou reglementations con- 
ceriiant la Classification, le con- 
tröle de la qualite ou la mise en 
vente de produits destines au 
commerce international. 


Article VII 

Simplification des formalites 

1. Chaque Partie Contractante re- 
duira au minimiim les formalites re- 
quises pour l'application des facilites 
prevues par la presente convention. 


rance or lor Services provided in the 
territory of importation by a person 
established in that territory. 

2. In the case of goods which quaiify 
(or would quaiify if they were dutiable) 
for temporary duty-free admission by 
virtue of the provisions of Article HI 
or Article V, this waiver of Import 
prohibitions or restrictions shall extend 
only to the period for which temporary 
duty-free admission is allowed (or 
would be allowed if the goods were 
dutiable). In the case of non re-expor- 
tation of such goods within the period 
duiing which the application of any 
Import prohibitions or restrictions has 
been waived under paragraph 1 of this 
Article, the authorities of the import- 
ing country may apply such measures 
as would have been applicable if the 
Import prohibitions or restrictions had 
not been so waived, To this end, the 
authorities of the territory of impor- 
tation may require appropriate giiaran- 
tees, such as the deposit of a special 
Security pver and above any security 
deposited against payment of Import 
duties. 


3. The provisions of this Conven- 
tion shall not prevent a Contracting 
Party from applying Import prohibi- 
tions or restrictions: 

(a) necessary to protest public morals 
or essential security intcrests; 


(b) necessary to protect human, ani- 
mal or plant life or health; 


(c) rclating to the importation of gold 
or silver; 

(d) necessary to secure compliance 
with laws or regulations relating 
to customs enforcement, the en- 
forcement of State monopolies, 
the protection of patents, trade 
marks and Copyrights; 


(e) necessary to prevent deceptive 
practices; 

(f) relating to the products of prison 
labour; 

(g) necessary to the application of 
Standards or regulations for the 
Classification, grading or marke- 
ting of Commodities in internatio- 
nal trade. 


Article VII 

Simplification of formalities 

1. Eadi Contracting Party shall keep 
to a minimum the formalities required 
in Connection with the facilities accord- 
ed by the present Convention. 


der Versicherung oder der Abgeltung 
der Dienste, die im Einfuhrland von 
einer dort ansässigen Person geleistet 
werden. 

2. Bei den Waren, die auf Grund der 
Bestimmungen der Artikel III oder V 
dieses Abkommens zum Zollvormcrk- 
verkehr zugclasscn werden (oder zu- 
gelassen würden, wenn sie abgaben- 
pflichtig wären), findet die Freistellung 
von den Einfuhrverboten oder -be- 
schränkiingen nur während des Zeit- 
raums statt, für den der Zollvormcrk- 
verkehr genehmigt worden ist (oder 
genehmigt würde, wenn diese V/aren 
abgabenpflichtig waren). Werden diese 
Waren nicht innerhalb des Zeitraums 
wieder ausgeführt, während dessen die 
Anwendung der Einfuhrverbote oder 
-beschränkimgen auf Grund der Ziffer 1 
dieses Artikels ausgesetzt ist, können 
die Behörden des Einfuhrlandes die 
Maßnahmen treffen, die angewendet 
worden wären, wenn die Einfuhrver- 
bote oder -beschränkimgen nicht aus- 
gesetzt worden wären, Die Behörden 
des Einfuhrlandes können zu diesem 
Zwecke geeignete Garantien verlan- 
gen, wie die Hinterlegung einer beson- 
deren Sicherheit neben der Sicherheit 
für die Zahlung der Einfuhrabgaben. 


3. Die Bestimmungen dieses Abkom- 
mens hindern einen Vertragspartner 

nicht, Einfuhrverbote oder -beschrän- 

kungen anzuwenden, 

(a) die für den Schutz der öffentlichen 
Moral oder der wesentlichen Inter- 
essen der Sicherheit erforderlidr 
sind, 

(b) die für den Schutz der Gesundheit 
und des Lebens von Personen und 
Tieren oder die Erhaltung der 
Pflanzenwelt erforderlich sind, 

(c) die sich auf die Einfuhr von Gold 
oder Silber beziehen, 

(d) die erforderlich sind, um die An- 
wendung von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften sidierzustel- 
len, die sich auf die Durchführung 
von Zollmaßnahmen, auf die Auf- 
rechterhaltung von Staatsmono- 
polen oder auf den Schutz von Pa- 
tenten, Fabrikmarken sowie Ur- 
heber- und Vervielfältigungsrech- 
ten beziehen, 

(e) die erforderlich sind, um irrefüh- 
rende Praktiken zu verhindern, 

(f) die sich auf Waren beziehen, die 
in Gefängnissen hergestellt sind, 

(g) die erforderlich sind zur Einhal- 
tung von Normen oder Bestim- 
mungen über die Klassifizierung, 
die Güteüberwachung oder das 
Verkaufsangebot von Waren im 
internationalen Handel. 


Artikel VII 

Vereinfachung der Förmlichkeiten 

1. Jeder Vertragspartner beschränkt 
die Förmlichkeiten, die zur Anwendung 
der in diesem Abkommen vorgesehe- 
nen Erleichterungen erforderlich sind, 
auf ein Mindestmaß. 
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2. Chcique Partie Contracldnte devra 
pubiier sans retard tous les reqlements 
edictes en cettc matiere afin qae les 
personncs iiiteressees puissent en 
avoir connaissance cn vue d'eviter le 
prejudice quelles pourraient subir du 
fait de i’dpplication de foririalites 
ignorees par elles. 


Article VUl 

Reglement des differeiids 

1. Tont differend qui s’e!e\erait 
eritre deux ou plusieiirs Parties Con- 
tractanles a propos de rinter|)relatiün 
üLi de 1 applicalion de la presente Con- 
vention Sera, dans la mesure du 
possible, regle par voic de negocia- 
tions directes entre elles. 

2. Tout differend qui ne serait pas 
regle par voie de negociations sera 
soumis ä une personne ou a un or- 
ganisme accepte d un coinmun accord 
par les Parties Goritractariieb entre 
Jesquelles s’est eleve Ic differend; 
toutefois, si ccs Parties ne peuvent se 
fuettre d'accord sur Ic choix de cette 
personne ou organisine, l'iine quel- 
conque d entre elles pourra demander 
au President de la Cour internationale 
de Justice de desigiiei ua aibilie. 

3. La decision rendue par la per- 
sonne ou Porganisme designe en vertu 
du paragraphe 2 du present article 
sera obligatoire ponr les Parties Con- 
tra c t a n te s i n te r c s se e s . 


Article IX 

Signature et ratification 

1. La presente Convention sera 
oiivertc jusqn'au trente jiiin 1953 a la 
signature des gouvernements de tontes 
les parties contractantes a l'Accord 
general sur les tarifs douaniers et le 
commerce, ainsi qu’ä celle des gouver- 
nements de tous les Etats membres 
des Nations Uiiies ou de tout autre 
Etat a qui le Secretaire General des 
Nations Unies aura communique, a 
cette fin, une copic de la presente Con- 
vention. 

2. La presente Convention sera 
soumise a la ratification ou a l'accep- 
tation des gouvernements signataires 
conforinement ä la procedure prevue 
par leur Constitution. Les insiriiments 
de ratification ou d'acceptation seront 
deposes aupres du Secretaire^ general 
des Nations Unies. 


Article X 

Adhesion 

1 . La presente Convention sera 
ouverte ä l'adhesion des gouverne- 
ments des Etats vises au paraqraphe 1 
de l'article fX. 

2. L'adhesion s'effectuera au moyen 
du depöt dTm Instrument d'adhesion 
aupres du Secretaire general des Na- 
tions Unies. 


2. Edch Contracting Party sliall pub- 
lish promptly all regulations intro- 
cluced in this respect in such a manncr 
as to enable persons concerned to 
become acquainted with them and to 
avoid the prejudice which might re- 
sult from the application of formalities 
of which they are unawarc. 


A r ti c 1 e VHI 

Settlement of disputes 

1. Auy dispute between any two or 
more Contracting Parties concerning 
the Interpretation or application of the 
present Convention shall so far as 
possible be settled by negotiation 
bcTween them. 

2. Any dispute which is not settled 
by negotiation shall be referred to a 
person or body agreed between the 
Contracting Parties in dispute, pro- 
vided that it they are unablc to reach 
agreement, any of fliese Contracting 
Parties may request the President of 
the International Court of Justice to 
nominale an arbitrator. 


3. The decision of any person or 
body appointed linder paragraph 2 of 
this Article shall be binding on the 
Contracting Parties concerned. 


Article IX 

Signature and ratification 

1. The present Convention shall be 
open for signature iintil 30 June 1953 
by the Governments’contracting par- 
tics to the General Agreement on Ta- 
riffs and Trade, by thg Government 
of all States members of the United 
Nations and by the Government of 
any other State to which the Secretary- 
Gencral of the United Nations shall 
have communicated a copy of the 
Convention for this purpose. 

2. This Convention shall be sub- 
ject to ratification or acceptance by 
the signatory Governments in accor- 
dance with their constitutional procc- 
dures, and the instruments of ratifica- 
tion or acceptance shall be deposited 
with the Secretary-Geiieral of the Unit- 
ed Nations. 


Article X 

Accession 

1. The present Convention shall be 
open for accession by the Governments 
of any of the States referred to in 
Paragraph 1 of Article IX. 

2. Accession shall be effected by 
the deposit of an Instrument of acccs- 
sion with the Secrctary-General of 
the United Nations. 


2. Jeder Vertragspartner hat un- 
verzüglich alle auf diesem Gebiet er- 
lasseneu Vorschriften zu veröffent- 
lichen, damit die beteiligten Personen 
davon Kenntnis nehmen und dadurdi 
Nachteile vermeiden können, die für 
sie aus der Anwendung ihnen unbe^- 
kamiler Törmlichkeifen eutsteluui 
kön ulen. 


Artikel VIII 

Beilegung von Streitigkeiten 

1. Jeder Streitfall zwischen zwei 
oder inehrcrcm Vertragspartnern über 
die Ajuslegiing oder Anwendung dieses 
Abkommens wird soweit als möglich 
im Wc'ge unmittelbarer Verhandlungen 
zwischen diesen Vertragspartnern gc'- 
regc'lt. 

2. Jede' nicht auf dem Verhand- 
lungswege beigeiegte Streifigkeit wird 
an ebne von den streitenden Parteien 
in gegenseitigem Einvernehmen be- 
stimmte Person oder Stelle verwichsen; 
einigen sich die Vertragspartner j('- 
cloch nicht über die Wahl dieser Per- 
son oder Stelle, so kann jeder Ver- 
tragspartner den Präsidenten des Intcu- 
nationalchn Gerichtshofs um Benennung 
eint's Schiedsrichters bitten. 

3. Die Entscheidung der auf Grund 
der Ziffer 2 dieses Artikels bezeichuc'- 
ten Person oder Stelle ist für die h(h- 
teiligten \''ert ragspartner verbindlich. 


Artikel IX 

ünlerzeichnung und Ratifikation 

1. Dieses Abkommen steht bis zum 
dreibigsten Juni 1953 den Regierungen 
aller Vertragspartner des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens sowie 
den Regierungem aller Mitglicdstaatcm 
der Vereinten Nationen oder aller 
anderen Staaten, denen der General- 
sekretär der Vereinten Nationen zu 
diesem Zweck eine Ausfertigung dic'- 
ses Abkommens übermittelt, zur Untec- 
zeichnung offen. 

2. Dieses Abkommen unterliegt der 
Ratifikation oder der Annahme seitens 
der Regierungen der Signatarstaaten 
entsprechend dem in ihrer Verfassung 
vorgesehenen Verfahren. Die Ratifi- 
kations- oder Annahmeurkundon wer- 
den beim Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen hinterlegt. 


Artikel X 

Beitritt 

1. Dieses Abkommen steht den 
Regierungen der in Ziffer 1 des Arti- 
kels IX vorgesehenen Staaten zum Bei- 
tritt offen. 

2. Der Beitritt wird durch Hinter- 
legung einer Beitrittsurkundc beim 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen vollzogen. 
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Article XI 

Entree en vigueur 

Lorsqiie quinze des gouvenicmeuts 
vises d larticle IX auront depose 
leuis instruincnts de ratification, d'ao 
ceptation oii d'adhcsion, la presente 
Convention entrera en vigueur ä leur 
cgard le trcntieme jour qui suivra la 
date du depot du quinziemo instru- 
luent de ratification, d’acceptation ou 
d'adhcsion. Elle entrera en vigueur a 
l'egard de tont autre gouveriieinent 
le trcntieme jour qui suivra le depöt 
par ceUii-ci de son Instrument de ra- 
titication, d'acceptation ou d'adhesion. 


Article XII 

Denonciation 

1. Lorsqiie la presente Convention 
sera restee en vigueur pendant trois 
annecs, tonte Partie Contractante 
pourra la denoncer en adressant une 
notification ä cet effet au Secretaire 
general des Nations Unies. 

2. La denonciation deviendra effec- 
tive six mois apres la date ä laquelle 
le Sec’retaire general des Nations Unies 
en aura recu notification. 


Article XlII 

Application territoriale 

1. loiit gouvernement pourra, lors 
du depöt de son instrument de ratifi- 
cation, d’acceptation ou d'adhesion, 
ou a tont moinent ulterier, declarer 
dans une notification adressee au Sec- 
retaire general des Nations Unies que 
la presente Convention s’appliquera 
d un ou plusieurs des territoires qu'il 
repiesentc sur le plan international et 
la Convention s'appliqiiera aux terri- 
tüires designes dans ladite notification 
a partir du trentieme jour qui suivra 
la date a laquelle le Secretaire general 
des Nations Unies aura regu cette no- 
tification ou ä la dato ä laquelle la 
Convention entrera en vigueur en 
vertu de Larticle XI, si cette derniere 
dato est posterieure. 


2. Tout gouvernement qui, aux 
termes du paragraphe 1 du present 
article a fait une declaration etendant 
la presente Convention ä un territoire 
qu'il represente sur le plan interna- 
tional, pourra denoncer la Convention 
pour ce territoire particulier, confor- 
inement aux dispositions de Larticle 
Xll. 


Article XIV 

Reserves 

1. Tout Etat pourra, lors de la sig- 
nature ou du depöt de son instrument 
de ratification, d'acceptation ou d'ad- 
hesion, declarer qu'il ne se conside- 
rera pas comme lie par certaines dis- 
positions de la presente Convention 
specifiees par lui. 

2. En notifidnt, conformement a Lar- 
ticle XllI de la presente Convention 
que celle-ci s’appliquera ä un ou 


Article XI 

Entry into force 

When fifteen of the Governments 
referred to in Article IX have deposit- 
ed their instruments of ratification, 
acceptance or accession, the present 
Convention shall come into force het- 
ween them on the thirtieth day after 
the date of the deposit of the fitteenth 
instrument of ratification, acceptance 
or accession. It shall come into force 
for each other Government on the 
thirtieth day after the deposit of its 
instrument of ratification, acceptance 
or accession. 


Article XII 

Denunciation 

1. After the present Convention has 
hemm in force for three years any Con- 
tracting Party may denounce it by 
notification of denunciation to the 
Secretary-General of the United Na- 
tions. 

2. Denunciation shall take effect six 
months after the date of receipt by 
the Secretary-General of the United 
Nations of the notification of denun- 
ciation. 


Article XlII 

Territorial application 

1. Any Government may at the time 
of the deposit of its instrument of rati- 
fication, acceptance or accession or 
at any time thereafter by notification 
addressed to the Secretary-General of 
the United Nations declare that the 
present Convention shall extend to 
all or any of the territories for the 
international relations of which it is 
responsible, and the Convention shall 
extend to the territories named in the 
notification as from the thirtieth day 
after the date of receipt of the notifi- 
cation by the Secretary-General of the 
United Nations or on the date on 
which the Convention comes into force 
linder Article XI whichever is the later. 


2. Any Government which has made 
a declaration imder paragraph 1 of this 
Article extending the present Conven- 
tion to any territory for whose inter- 
national relations it is responsible may 
denounce the Convention separately in 
respect of that territory in accordance 
with the provisions of Article XII. 


Article XIV 

Reservations 

1. Any State may at the time of 
its Signatare or of the deposit of its 
instrument of ratification, acceptance, 
or accession declare that it shall not 
be bound by spccified provisions of 
this Convention. 

2. Any State may at the time of 
making a notification linder Article 
XlII that the present Convention shall 


Artikel XI 

Inkrafttreten 

Sobald fünfzehn der in Artikel IX 
bezeichneten Regierungen ihre Ratifi- 
kations-, Annahme- oder Beitritts- 
urkunden hinterlegt haben, tritt dieses 
Abkommen im Verhältnis zwischen 
ihnen dreißig Tage nach dem Tage der 
Hinterlegung der fünfzehnten Ratifi- 
kations-, Annahme- oder Beitritts- 
urkunde in Kraft. Für jede andere 
Regierung tritt es dreißig Tage nach 
der Hinterlegung der Ratifikations-, 
Annahme- oder Beitriltsurkunde durch 
sie in Kraft, 


Artikel XII 

Kündigung 

1. Nach einer Laufzeit von 3 Jahren 
kann dieses Abkommen von jedem 
Vertragspartner gekündigt werden, in- 
dem er eine entsprechende Mitteilung 
an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen richtet. 

2. Die Kündigung wird sechs Monate 
nach dem Tage wirksam, an dem die 
Mitteilung darüber bei dem Goneral- 
sekroteir der Vereinten Nationen ein- 
gegangen ist. 


Artikel XIII 

Räumlicher Anwendungsbereich 

1. Jede Regierung kann bei der 
Hinterlegung ihrer Ratifikations-, An- 
nahme- oder Beitrittsurkunde oder zu 
jedem späteren Zeitpunkt in einer an 
den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gerichteten Mitteilung er- 
klären, daß dieses Abkommen auf 
eines oder mehrere der Gebiete, die 
sie völkerrechtlich vertritt, Anwendung 
findet. Das Abkommen findet auf die 
in dieser Mitteilung bezeichneten Ge- 
biete vom dreißigsten Tage nach dem 
Tage ab Anwendung, an dem der 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen diese Mitteilung erhalten hat, oder 
von dem Tage ab, an dem das Abkom- 
men auf Grund von Artikel XI in Kraft 
tritt, wenn dies der spätere Zeitpunkt 
ist. 

2. Jede Regierung, die nach den Be- 
stimmungen der Ziffer 1 dieses Arti- 
kels eine Erklärung abgegeben hat, 
durch die dieses Abkommen aut ein 
von ihr völkerrechtlidi vertretenes 
Gebiet ausgedehnt wird, kann das 
Abkommen für dieses Gebiet gemäß 
den Bestimmungen des Artikels XII 
kündigen. 

Artikel XIV 

Vorbehalte 

1. Jeder Staat kann bei der Unter- 
zeichnung oder bei der Hinterlegung 
seiner Ratifikations-, Annahme- oder 
Beitrittsurkunde erklären, daß er sich 
durch gewisse von ihm näher bezeich- 
nete Bestimmungen dieses Abkom- 
mens nicht für gebunden hält. 

2. Bei der gemäß Artikel XIII die- 
ses Abkommens seitens irgendeines 
Staates abgegebenen Erklärung, daß 
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pliisieurs des territoires qii'il repres- 
enle siir le plan international, tont 
Etat pourra faire une deckiration 
analogue a celle qui est previie par 
le paraqraphe 1 du present article poiir 
1ous ies territoires vises dans ia noti- 
fication ou pour Tun quelcoiique 
d’entre eux. 

.3. Lorsqu'iin Etat formiilera une re- 
serve coiuernant l'un queltonque des 
ai ticles de la presente Convention, au 
inoment de la siqnature, de la ratifi- 
cation, de l aeceptation, de l’adhesion 
ou de la nolification prevue par l'ar- 
tiele XII t ci-dessus, le Secretaire 
qeneial des Nations Unies comnmni- 
quera le hexte de cette reserve ä 
toLis les Etats qui sont ou peuvent 
devenir parties a eetie Convention. 
Tont Etat qui aura siqne, ratifie ou 
aceepte cette Convention ou qui y 
aura adhere a\anl que la reserve ait 
ete lonnulee (ou, si la Convention 
li est ])as (uitree en vigueur, qui aura 
siqne, ratifie, ou accepte cette Con- 
vention ou y aura adhere ä la date de 
son entiee en vigueur) aura le droit 
(i(‘ frdre d('s objections contre l'une 
quelconqiie d(' ces reserves. Si aucun 
Etat autorise ä faire des objections n'a 
tait parvenir d'objections au Secre- 
taire general des Nations Unies au 
plus lard le quatre-vingt-dixieme Jour 
qui suit la dato de sa communication 
(ou qui suit la date de rentree en vig- 
ueur de la Convention, si cette date 
est iioslerieure) ladite reserve sera 
coiuiiderec' conuue acceptee. 


4. Dans K- cais oii il ixicevrait coin- 
nninication d une objection de la part 
d unEtat qui est autorise aen formuler, 
Ic Secretaire general des Nations 
Unies notifiera cette objection a l’Etat 
qui a fornmle la reserve en l'invitant 
ä lui faire connaitre s'il est dispose ä re- 
lirer sa reserve ou s'il pretere, selon 
le cas, renoncer a la ratification, ä 
laeceptation, ä radhesion ou ä l'ap- 
plicatioiide la Convention au territoire 
(ou aux territoires) auquels'appliqiiait 
la leservo. 


5. Un Etat qui a fonuulc une reserve 
au suJet de laquelle une objection a 
ete faite confonnement au paragraphe 
3 du present article, ne deviendra 
Partie Contractante ä la Convention 
que si cette objection a eie retiree ou 
a resse d'etre valable dans les con- 
ditions fixees au paragraphe (3 de ce 
meme article,- il ne pourra pas non 
plus revendiquer le benefice' de cette 
Convention pour un territoire qu’il 
represente sur le plan international en 
fciveur duquel il formule une reserve 
qui a donne iieu ä une objection, con- 
formement aux paragraphe 3 du pre- 
sent article, que si cette objection a 
ete retiree ou a cesse d'etre valable 
dans les conditions fixees au para- 
graphe 6 ci-apres. 


6. Tonte objection formulee par un 
Etat qui a signe la Convention sans 
la ratifier ou l'accepter, cessera d'etre 
valable si, dans les doiize mois qui 


extend to any of the tcrritorics for the 
international relations of which it is 
responsible make a separate declara- 
tion in accordance with paragraph 1 
of this Article in respect of all or any 
of the territories to which the notiiiea- 
lion applies, 

3. If any Stale subrnits a reservalion 
to any of the Artides of this Conven- 
tion at the time of signature, ratifica- 
tion, acceplance or accession, or at 
the time of rnaking a nolification iinder 
Article XII the Secretary-General of 
the United Nations shall commnnicate 
the texl of such reservation to all 
States which are or niay become part- 
ies to this Convention. Any State 
which has signed, ratified, accepted or 
acceded before the reservation is made 
(or, if the Convention has not entcred 
into force, which has signed, ratified, 
accepted or acceded by the dato ot its 
ontry into force), shall hav(^ Ihe right 
to object to any reservation. If not 
objection is received by the Secre- 
tary-General of the United Nations 
trorn any State entitled to objcct by 
the ninetieth day from the date of his 
communication (or from the date of 
entry into force of the Convention, 
whichever is the later), the reserva- 
tion shall b(' deemed to be accepted. 


4. Tn the e\ent of an ohjcclion 
belng receive^d by Ihc^ Secrelary-Gene- 
rai of the Uniled Nations from any 
State entitled to object, he shall notify 
the State making Ihi) reservation of 
such objection, and reqiu'st it to inform 
liim Vvhether il is prepared to wilh- 
draw the rc^servation or whelher it 
prefers to abstain frorn ratification, 
cicceptance or accc'ssion or trom ex- 
tending the Convention to the territory 
or territories to which the reservation 
applies, as the case may be. 


5. A State which has made a reser- 
vation in regard to which an objection 
has beeil preseiited in accordance with 
Paragraph 3 of this Article shall not 
become a party to this Convention 
iinless the objection has been with- 
drawn or has ceased to have elfcct as 
provided in paragraph 6; neither shall 
a State have the right to claim the 
benefils of this Convention in respect 
of any territory for the international 
relations of which it is responsible and 
in respect of which it has made a reser- 
vation if any objection has becn made 
to tim reservation in accordance with 
paragraph 3 of this Article, unless the 
objection has been withdrawn or has 
ceased to have effect as provided in 
paragrapli 6. 


6. An objection by a State which 
has signed but not ratified or accepted 
the Convention shall cease to have 
effcct if, within a period of twelve 


dieses Abkommen auf eipes oder meh- 
rere der von ihm völkerrechtlich ver- 
tretenen Gebiete Anwendung findet, 
kann dieser Staat eine entsprechende 
Erklärung, wie in Ziffer 1 dieses Arti- 
kels vorgesehen, liir alle in der Mit- 
teilung erwähnten Gebiete oder für 
jedes belieliige von ihnen abgeben. 

3. Wenn ein Staat im Zeitpunkt • 
der Unterzeichnung, der Ratilikation, 
der Annahme, des Beitritts oder der 
im vorstehenden Artikel XIII vorge- 
sehenen Mitteilung einen Vorbehalt 
zu oiiiein Artikel dieses Abkommens 
geltend macht, wird der General- 
sekretär der Vereinten Nationen den 
Wortlaul dieses Vorbehalts allen 
Staaten, die Vertragspartner dieses 
Abkommens sind oder werden können, 
mitteilen. Jeder Staat, der dieses 
Abkommen gezeichnet, ratifiziert 
oder angenommen hat oder ihm bei- 
gcdrelen ist, bevor der Vorbehalt gel- 
tend gemacht worden ist (oder, wenn 
das Al)kommen nicht in Kraft getreten 
ist, der es am Tage seines Inkraft- 
tretens unterzeichnet, ratifizieit oder 
angenommen hat oder ihm beige tie- 
fen ist), hat das Recht, Einwendungen 
gegen irgendeinen dieser Vorbehalte 
voi zu bringen. Werden beim General- 
sokrelär der Vereinten Nationen von 
einem Staat, der bereciitigt ist, Ein- 
wendungen geltend zu inachen, spä- 
testens 90 Tage nach dom Tage seiner 
Mitteilung (oder nach dem tage des 
Inkrafttretens des Abkommens, wenn 
dies der spätere Zeitpunkt ist) keine 
Einwendungen erhoben, so gilt der 
Vorbehalt als angenommen. 

4. Erhält der Generalsekri'lär der 
Wreinten Nationen die Mitteilung 
über eine Einwendung seitens eines 
dazu berexhtigten Stciates, gibt er 
diese Einwendung dem Staat, der die- 
sen Vorbehalt geltend gemacht liat, 
bekannt und bittet ihn um Mitteiluug, 
ob er bereit ist, seinen Vorbehalt zu- 
rückzuziehen, oder ob er es je nach 
Lagt' des Falles vorzieht, auf die Rati- 
fikation, die Annahme, den Beitritt 
oder die Anwendung des Abkommens 
auf das Gebiet (oder auf die Gebiete), 
auf das (oder die) sich der Vorbelialt 
ersfreckfe, zu verzichten. 

5. Ein Staat, der einen Vorbehalt 
geltend gemacht hat, zu dem eine Ein- 
wendung gemäß Ziffer 3 dieses Ar- 
tikels erhoben worden ist, wird nur 
Vertragspartner des Abkommens, 
wenn diese Einwendung zurückgezo- 
gen worden ist oder unter den in Zif- 
fer 6 dieses Artikels festgesetzten Be- 
dingungen ihre Geltung verloren hat; 
er kann auch die Vorteile dieses Ab- 
kommens für ein von ihm völker- 
rechtlich vertretenes Gebiet, zugun- 
sten dessen er einen Vorbehalt gel- 
tend gemacht hat, der zu einer Ein- 
wendung gemäß Ziffer 3 dieses Arti- 
kels Anlaß gegeben hat, nur beanspru- 
chen, wenn diese Einwendung zurück- 
gezogen worden ist oder unter den in 
cler nachstehenden Ziffer 6 festgesetz- 
ten Bedingungen ihre Geltung ver- 
loren hat. 

6. Jede Einwendung eines Staates, 
der das Abkommen unterzeichnet, je- 
doch nicht ratifiziert oder angenom- 
men hat, verliert ihre Geltung, wenn 
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suivent la date ä laqiielle il l'a for- 
nuilee, ledit Etat n’a pas ratific ou 
accepte la Convention. 


A r t i c i e XV 

Notification des signatures, 
ralifications, acceptations et adhesions 

Le Secretaire general des Nations 
Unies notifiera ä toiis les Etat signa- 
laires et adherents, ainsi qu'aux autres 
Etats qiii en feront la demande, les 
signatiires, ratifications et accepta- 
tions de la presente Convention, ainsi 
que les adhesions ä ladite Convention; 
il leur notifiera egalement la date a 
laquelle la Convention entrera en 
vigiteiir et tonte notification re^nepar 
lui en vertu des articles XII et XlII. 


EN FOI DE QUOI, les plenipoten- 
tiaires soussignes ont signe la presente 
Convention. 

FAIT ä Geneve, le sept novembre 
1952 en langues frangaise et anglaise, 
les deux textes faisant egalement foi 
en un seid exemplaire qiii sera depose 
aux archives des Nations Unies. Le 
Secretaire general des Nations Unies 
transmettra ä tous les Etats signatai- 
res et adherants des copies certifiees 
conformes de cette Convention. 


Pour le 

ROYAUME DE BELGIQUE: 


Pour la 

REPUBLIQUE FEDERALE 
D'ALLEMAGNE: 


Pour la GRECE: 


Pour la SUEDE; 


months from the date of making its 
objection, objecting State has not rati- 
fied or accepted the Convention. 


Article XV 

Notification of signatures, ratifications, 
acceptance and accessions 


The Secretary-General of the United 
Nations shall notify all signatory and 
acceding States, and all other States 
which so request of all signatures, 
ratifications, acceptances and acces- 
sions of the present Convention and of 
the date on which the Convention 
comes into force and of every notifi- 
cation received by him ander Article 
XII or XIII. 


IN WITNESS WHEREOF the iinder- 
signed plenipotentiaries have signed 
in the present Convention 

DONE at Geneva, this seveath day 
of November 1952 in English and 
French languages, both texts being 
equally authentic, in a single original 
which shall be deposited in the archi- 
ves of the United Nations. The Secre- 
tary-General of the United Nations 
shall trancmit certified copies thereof 
to all signatory and acceding States. 


For the 

KINGDOM OF BELGTUM: 
30 juin 1953 

Sous reserve de ratification 
Joseph N i so t 


For the 

FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY: 

Dr. Hans E. R i e s s e r 
12 June 1953 

Subject to the reservation mentioned 
in my declaration of this date 


For GREECE: 
Alexis K y r o u 
12. VL 53 


For SWEDEN: 
Oskar Thorsing 
June 30, 1953 


innerhalb von zwölf Monaten nach 
dem Zeitpunkt, an dem die Einwen- 
dung erhoben worden ist, dieser Staat 
das Abkommen nicht ratifiziert oder 
angenommen hat. 


Artikel XV 

Mitteilung der Unterzeichnungen, 
Ratifikationen, Annahmen und 
Beitritte 

Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen wird allen Signatar- und 
Beitrittsstaaten sowie allen anderen 
Staaten, die darum ansuchen, die 
Unterzeichnungen, Ratifikationen und 
Annahmen dieses Abkommens sowie 
die Beitritte zu diesem Abkommen 
mitteilen; er wird ferner den Tag, an 
dem das Abkommen in Kraft tritt, 
mitteilen und jede Mitteilung, die er 
auf Grund der Artikel XII und XllI 
erhallen hat, bekanntgeben. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
Unterzeichneten Bevollmächtigten die- 
ses Abkommen gezeidmet. 

GESCHEHEN in Genf am siebenten 
November neunzehnhundertzweiund- 
fünfzig in französischer und englischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher 
Weise verbindlich sind, in einer ein- 
zigen Ausfertigung, die in den Archi- 
ven der Vereinten Nationen hinter- 
legt wird. Der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen wird allen Signa- 
tar- und Beitritts-Staaten beglaubigte 
Ausfertigungen dieses Abkommens 
übermitteln. 


Für das 

KÖNIGREICH BELGIEN: 


Für die 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 


Für GRIECHENLAND: 


Für SCHWEDEN: 
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Pour Ic ROYAUME-UNt 

DE GRANDE-BRETAGNE 

ET DJRLANDE DU NORD; 

For the UNITED KINGDOM 

OF GREAT BRITAIN 

AND NORTHERN IRELAND: 

Für das VEREINIGTE KÖNIGREICH 
VON GROSSBRITANNIEN 

UND NORDIRLAND: 


G 1 a d w y n 



Jeb b 



June 30, 1953 


Pour les 

ETATS-UNIS D'AMERtQUE: 

For the 

UNITED STATES OF AMERICA; 

Für die 

VEREINIGTEN STAATEN 

VON AMERIKA: 


H. C. Lodgo, JR. 
May 28, 1953 


Seiner Exzellenz 12. Juni 1953 

dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen 

Herrn Dag 1 1 a in in a r s k j ö 1 d 
New York, N. Y. 

I lerr Generalsek relar, 

Ich beehre mich, Sie davon in Kenntnis zu setzen, daß 
meine Regierung mich bevollmächtigt hat, das Internatio- 
nale Abkommen zur Erleichterung der Einfuhr von Waren- 
mustern und Werbematerial zu unterzeichnen. Eine von 
dem Herrn Bundespräsidenten vollzogene Vollmacht liegt 
bei. 

Ferner bin ich beauftragt, bei der Unterzeichnung 
namens der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
folgenden nach Artikel Xl\^ des Abkommens zulässigen 
Vorbehalt zu erklären; 

„Bei der Unterzeichnung des Internationalen Ab- 
kommens zur Erleichterung der Einfuhr von Waren- 
mustern und Werbematerial erkläre ich namens und im 
Auftrag der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land unter Bezugnahme auf Artikel XIV Absatz 1 des 
genannten Abkommens zu den Bestimmungen des Ar- 
tikels II folgenden Vorbehalt: 

Die Bundesrepublik Deutschland kann gebrannten 
Kaffee, Kaffee- und Teeauszüge sowie Tabakwaren ein- 
schließlich Zigarettenpapier nicht als Muster von un- 
erheblichem Wert ansehen. Für diese Erzeugnisse 
kommen die Vergünstigungen des Artikels II des Inter- 
nationalen Abkommens zur Erleichterung der Einfuhr 
von Warenmustern und Werbematerial bei der Ein- 
fuhr in das Bundesgebiet nicht in Betracht. 

Gemäß Artikel XIV Absatz 3 des Abkommens bitte 
ich, diesen Vorbehalt allen Staaten mitzuteilen, die Ver- 
tragspartner des Abkommens werden." 

Genehmigen Sie, Herr Generalsekretär, den Ausdruck 
meiner vorzüglichen Hochachtung, 

gez, Ri esse r 
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